
Düsseldorf – Die Union hat am Sonntag
in Düsseldorf die heiße Phase ihres Wahl-
kampfs eröffnet. Parteichefin und Bun-
deskanzlerin Angela Merkel warf der
SPD vor, sie sei im Umgang mit den Lin-
ken zerrissen. „Gönnen wir ihnen eine
Pause, da können sie sich erholen“, rief
sie den CDU-Mitgliedern zu. (Seite 6)SZ

Berlin – Bei der größten Demonstration
von Atomkraftgegnern in Deutschland
seit mehr als 20 Jahren haben in Berlin
mehrere Zehntausend Menschen gegen
Kernenergie protestiert. Unter dem Mot-
to „Mal richtig abschalten“ forderten sie
die Stilllegung aller Atomanlagen welt-
weit. Die Polizei sprach von 36 000 Teil-
nehmern, die Veranstalter von 50 000.
Zuletzt waren in dieser Größenordnung
1986 bundesweit 80 000 Menschen für
den Ausstieg aus der Atomkraft auf die
Straßen gegangen. Die Organisatoren
vom Bundesverband Bürgerinitiativen
Umweltschutz (BBU) werteten die Veran-
staltung als Zeichen, das vor der Bundes-
tagswahl bei allen Parteien auf Beach-
tung stoßen müsse. (Seiten 4, 5) dpa

Merkel wirft SPD
Zerrissenheit vor

Vier Seiten Beilage
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Berlin – Die umstrittene Rentengarantie
muss angesichts sinkender Löhne mögli-
cherweise schon 2010 greifen. Das Ar-
beitsministerium bestätigte am Wochen-
ende, dass die durchschnittlichen Brutto-
löhne im ersten Halbjahr 2009 um 0,4 Pro-
zent gesunken sind. Diese sind maßgeb-
lich für die Höhe der Renten und würden
ohne die Garantie zu niedrigeren Alters-
bezügen führen. (Seiten 4 und 5)  SZ

HEUTE MIT

Rentengarantie könnte
bereits 2010 greifen

Merkel sagte bei einem Treffen mit
dem britischen Premierminister Gordon
Brown am Sonntagabend, Deutschland
werde der Nato-Untersuchungskommis-
sion alle relevanten Informationen bereit-
stellen. Es müsse schnell geklärt werden,
ob es auch zivile Opfer gegeben habe.
Falls dies zutreffe, bedauere sie das zu-
tiefst. Die Zeitung Washington Post hat
berichtet, dass bei der Bombardierung

der beiden Tanklaster nahe Kundus bis
zu 125 Menschen getötet worden seien,
darunter auch Zivilisten. Der Bericht
stammt von einem Reporter, der mit Billi-
gung des Isaf-Oberkommandierenden
Stanley McChrystal an Gesprächen zwi-
schen dem deutschen Kommandeur in
Kundus, Oberst Georg Klein, und einem
von McChrystal entsandten Untersu-
chungsteam teilgenommen hatte.

Die Bundesregierung dementierte die-
se Darstellung. Weder die Nato in Brüs-
sel noch die Internationale Schutztruppe
Isaf in Kabul habe diese Zahl bestätigt,
sagte Thomas Raabe, der Sprecher des
Verteidigungsministeriums; es gebe noch
keine Beweise, dass Zivilisten unter den
Opfern seien. Verteidigungsminister
Franz Josef Jung (CDU) zitierte einen af-
ghanischen Bericht, in dem von 65 Toten
und zwölf Verletzten die Rede sei. „Man
sagt, dies seien Taliban“, sagte Jung. Der
Luftangriff sei „Gefahrenabwehr für un-
sere Soldaten“ gewesen.

Dagegen verurteilten mehrere europäi-
sche Politiker den Angriff. Frankreichs
Außenminister Bernard Kouchner
sprach am Rande eines informellen Minis-
terrats von einem „großen Fehler“. Am
Sonntag ließ er erklären, er habe nur aus-
drücken wollen, dass die vollständige
Aufklärung dieses Vorfalls Priorität ha-
be. Der schwedische Außenminister Carl
Bildt, der derzeit für die EU-Ratspräsi-
dentschaft spricht, sagte: „Wir gewinnen
diesen Krieg nicht, indem wir töten.“

Auch innenpolitisch gerät Jung unter
Druck; Kritik kommt nicht nur aus der
Opposition, sondern auch von der SPD.
Die Linke strebt bei der Sondersitzung
des Bundestags am Dienstag eine Aktuel-
le Stunde zum Thema an. Die Grünen for-
dern eine Regierungserklärung der Kanz-
lerin. Merkel müsse sich „ihrer Verant-
wortung stellen“, wenn Deutschland „in
der Europäischen Union in die Isolation
gerät“, sagte Fraktionsvize Jürgen Trit-
tin. Die Staatsanwaltschaft Potsdam

prüft, ob gegen den verantwortlichen
Bundeswehr-Oberst Klein ein Ermitt-
lungsverfahren eingeleitet werden soll.

Altkanzler Gerhard Schröder (SPD)
forderte am Sonntag den Abzug der deut-
schen Truppen bis 2015. Dem wider-
sprach SPD-Außenminister Frank-Wal-
ter Steinmeier. Die Präsenz in Afghanis-
tan werde noch länger notwendig sein,
sagte er der Süddeutschen Zeitung; es
handle sich allerdings um Jahre, nicht
Jahrzehnte. „Eine konkrete Jahreszahl
könnte in Afghanistan von den Falschen
als Ermutigung verstanden werden,“ füg-
te er hinzu. Die internationale Gemein-
schaft müsse nun mit dem neu gewählten
Präsidenten „einen verbindlichen Fahr-
plan über Dauer und Ziele unseres Enga-
gements vereinbaren“.

Bei einem Selbstmordanschlag auf die
deutschen Truppen in Kundus wurden
am Samstag fünf Soldaten und ein ein-
heimischer Dolmetscher verletzt, teilte
die Bundeswehr mit. (Seiten 2, 3, 4, 7)

Manila – Beim Untergang einer mit etwa
1000 Passagieren und Crew-Mitgliedern
besetzten Fähre vor den Philippinen sind
am Sonntag mindestens fünf Menschen
umgekommen. 900 Menschen seien geret-
tet worden, teilte die Küstenwache mit,
Dutzende Passagiere wurden zunächst
noch vermisst. (Panorama) SZ

Mobiles Leben
Die Frage, wie Schiffe über Berge kom-
men, stellte sich lange vor „Fitzcarraldo“
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Wolken, dabei weitgehend trocken. Im
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Der Plan, den Amerikas Kongress
noch in diesem Monat zum Gesetz

machen will, verheißt Wunderbares: Min-
destens 40 000 neue US-Jobs sollen ent-
stehen, weil demnächst 1,6 Millionen
mehr Besucher ins Land der unbegrenz-
ten Möglichkeiten reisen und dort alljähr-
lich vier Milliarden Dollar zusätzlich ver-
prassen. Dieses himmelblaue Szenario
haben ein paar Ökonomen ausgemalt,
und mittlerweile kennen die Senatoren
in ihrer Begeisterung keine Parteigren-
zen mehr: Sämtliche Demokraten und
die meisten Republikaner werden wohl
für den „Tourism Promotion Act“ votie-
ren. Also dafür, künftig jedes Jahr 200
Millionen Dollar auszugeben, dass Rei-
sende aus aller Welt endlich „das wunder-
schöne Amerika“ entdecken. Das Schöns-
te an der nicht ganz billigen Idee ist dies:
Den US-Steuerzahler wird die ganze
Werbetrommelei keinen Cent kosten.

Zahlen sollen andere. Allen voran die
Europäer will der Kongress zur Kasse bit-
ten – mit einem Eintrittsgeld in Höhe von

zehn Dollar. Bisher genießen Deutsche
und Franzosen, Briten wie Tschechen
das Privileg, bei Aufenthalten von weni-
ger als 90 Tagen stets ohne Visum (und so-
mit ohne Gebühr) in die Vereinigten Staa-
ten fliegen zu können. Bürger aus 35
meist recht reichen Nationen gewährt
Washington den Vorzug seines Visa-Ver-
zicht-Programms (VWP); und von den
jährlich etwa 17 Millionen internationa-
len Gästen, die solchermaßen unkompli-
ziert nach New York, Chicago oder San
Francisco gelangen, stammen schät-
zungsweise 13 Millionen aus Europa.

Also protestiert Europa. John Bruton,
als Chef der EU-Delegation in Washing-
ton so etwas wie ein paneuropäischer Bot-
schafter, erinnert der geplante Obolus an
das Märchen von „Alice im Wunder-
land“. Nur wer in einer ähnlich irrealen

Welt lebe, könne auf die Idee verfallen,
„ein Strafgeld für genau jene Aktivität
zu erheben, die man fördern will“. In ei-
nem Schreiben an alle Senatoren hat Bru-
ton nun gedroht, Europa könne zum Ge-
genschlag ausholen – und allen US-Besu-
chern ebenfalls eine Einreisegebühr ab-
knöpfen.

Der tapfere Ire weiß sehr wohl, dass
den 27 EU-Staaten dazu der Mut abgeht.
Obendrein fehlt der Alten Welt die Tech-
nik. Amerika hingegen hat vorgebaut.
Seit Januar müssen alle visa-befreiten
Reisenden sich bei Esta registrieren: Die
Datenbank des US-Heimatschutzminis-
teriums soll mutmaßliche Terroristen auf-
spüren, und wer nicht seine persönlichen
Daten abgibt, dem droht nach der Lan-
dung Ärger. Der Kongress plant, Esta
zur Zahlstelle ausbauen. Nach Geburts-

datum und Passnummer soll der Besu-
cher noch die zwölf Ziffern seiner Kredit-
karte eingeben – dann wird abkassiert.

Amerikas Anti-Terror-Maßnahmen
waren es auch, die den Kongress über-
haupt auf die Idee seiner Tourismus-För-
derung gebracht haben. Die nach dem
11. September 2001 drakonischen Grenz-
kontrollen haben das „Land der Freien“
unter Weltreisenden in Verruf gebracht.
Amerikas Touristenzahlen stagnieren.
Das US-Handelsministerium fürchtet, in
diesem Jahr werde die Nation deshalb
247 000 Arbeitsplätze verlieren. Auch
deshalb steht die Obama-Regierung den
Europäern nicht bei. Zwei Minister ha-
ben signalisiert, die Administration wol-
le im Streit um das fremdfinanzierte Tou-
rismusprogramm sich nicht mit dem Kon-
gress anlegen. Derweil ging dort ein Än-
derungsantrag ein: Mehrere Senatoren
wollen die Einreisegebühr nun auf 20
Dollar verdoppeln – und zehn Dollar ab-
zwacken, um die Kosten visafreier Aus-
reisen zu decken.  Christian Wernicke

Das Wetter

Großdemo
gegen Kernkraft

Zehntausende gehen
in Berlin auf die Straße

Schweres Fährunglück
vor den Philippinen

Von Peter Blechschmidt

B e r l i n – Bundeskanzlerin Angela
Merkel hat eine rasche Aufklärung des
Luftangriffs auf zwei Tanklastwagen
in Afghanistan zugesagt, bei dem in
der Nacht zum Freitag mehr als 50
Menschen getötet wurden. Wegen des
Angriffs, den die Bundeswehr angefor-
dert hatte, gerät die Regierung zuneh-
mend in Erklärungsnot. Die Nato-Ver-
bündeten haben das Vorgehen der
Deutschen scharf kritisiert.

Da schwebt es herab,
eines der beiden Mina-
rette der Hamburger
Centrum-Moschee. Der
Künstler Boran Bur-
chardt hat die 20 Me-
ter hohen Türme mit
grünen Sechsecken
bemalt und zum Kunst-
objekt erklärt. Das
Muster werde „sicher
mit Fußball assozi-
iert“, sagt er, doch sei
das Sechseck „ein Sym-
bol im islamischen
Kulturkreis und Grün
die Farbe des Prophe-
ten“. Die Resonanz sei
„extrem positiv“. dpa

Eintrittsgeld für Amerika
Europäer sollen künftig zahlen, wenn sie in die USA reisen wollen

München – Die Menschenrechtsorganisa-
tion Amnesty International (AI) hat der
Union vorgeworfen, mit ihrer Ausländer-
politik internationales Recht zu missach-
ten. Die Forderung im Wahlprogramm,
kriminelle Ausländer und Terrorverdäch-
tige schneller abzuschieben, „verstößt ge-
gen das Völkerrecht“, sagte die AI-Gene-
ralsekretärin Monika Lüke im Interview
mit der Süddeutschen Zeitung. Damit
würden Menschen in Staaten zurückge-
schickt, in denen ihnen Folter drohe. Da
CDU und CSU dies bereits bei einer Ge-
fängnisstrafe von einem Jahr anstrebten,
würde dies nicht nur Terrorverdächtige
treffen, sondern auch Migranten, die
nach einer traumatisierenden Flucht fal-
sche Angaben gemacht oder falsche Pa-
piere vorgezeigt hätten. Schon die bishe-
rige Abschiebepraxis biete keine Ge-
währ gegen Misshandlungen.

Lüke, die Amnesty International in
Deutschland seit Juli führt, forderte die

Bundesregierung zudem auf, einer EU-
weiten Verteilung von Asylbewerbern zu-
zustimmen und damit die Mittelmeer-
Staaten zu entlasten. „Deutschland hat
Luft, mehr Menschen aufzunehmen“,
sagte sie. Bundesinnenminister Wolf-
gang Schäuble (CDU) hatte dies am Frei-
tag abgelehnt und gesagt, Deutschland
müsse zunächst die Zuwanderungswelle
aus den neunziger Jahren bewältigen. Lü-
ke kritisierte, dieses Problem sei „hausge-
macht“ und Folge einer verfehlten Inte-
grationspolitik, an der Schäuble selbst
beteiligt gewesen sei.

Auch das Vorgehen der Bundeswehr
gegen Aufständische in Afghanistan kri-
tisierte Lüke. Von deutschen Soldaten
festgesetzte Taliban würden dem afgha-
nischen Geheimdienst übergeben, der be-
kannt dafür sei, zu foltern. Die Deut-
schen und die EU müssten „endlich in
die Gefängnisse gehen und überprüfen,
was dort geschieht“. (Seite 8)  rpr

Berlin – Die führenden 20 Industrie- und
Schwellenländer (G 20) wollen bei den
Banken für die Zahlung teilweise exorbi-
tanter Extra-Prämien strengere Regeln
einführen. Darauf haben sich die Finanz-
minister und Notenbankchefs in London
geeinigt. Höchstgrenzen für die Boni der
Bankmanager, die der deutsche Finanz-
minister Peer Steinbrück (SPD) gefor-
dert hatte, wird es aber nicht geben. Ge-
gen solche Obergrenzen hatten sich Groß-
britannien und die Vereinigten Staaten
ausgesprochen, die Nachteile für ihre Fi-
nanzzentren in London und New York be-
fürchten.

Nach der Kritik an den Gehaltsexzes-
sen von Bankern gilt die Einigung als
Kompromiss. Die beiden Lager inner-
halb der G 20 verständigen sich lediglich
darauf, dass Kreditinstitute Boni von ih-
ren Angestellten zurückfordern können,
wenn die Bank schlechte Geschäfte
macht. Das soll dazu beitragen, dass Ma-

nager nicht zu riskante Entscheidungen
treffen und sich nur am kurzfristigen Er-
folg orientieren, um ihren Jahresbonus
nach oben zu treiben. Die Beschlüsse
sind aber noch nicht verbindlich. Die Re-
gierungschefs der G 20 müssen diese bei
ihrem nächsten Gipfel Ende September
in den USA als Richtlinien für jeweilige
nationale Gesetze festschreiben. Stein-
brück wertete das Ergebnis positiv: „Ich
glaube, das Signal ist ganz klar an die Fi-
nanzmarktteilnehmer: Es wird keine
Rückkehr geben zu ,business as usual’.“

Ob die Beschlüsse viel bringen, ist je-
doch umstritten. Top-Manager in der Fi-
nanzindustrie werfen Politikern vor, ei-
ne Hexenjagd auf Banker zu veranstal-
ten, um sich beim Volk beliebt zu ma-
chen. Außerdem wird befürchtet, dass an-
dere wichtige Probleme wie die Frage
der Aufsicht und internationalen Kon-
trolle von Finanzgeschäften unter den
Tisch gekehrt werden. (Wirtschaft) tö

Heute in der SZ

(SZ) Die neue Woche fängt an, und wir
wollen sie diesmal so richtig fröhlich be-
ginnen. Nämlich so: Guten Morgen, liebe
Leser, von der Isar bis zur Weser! Der lie-
be Leser, der dies liest, wird spontan ent-
zückt sein, allerdings nur, wenn er ein lie-
ber älterer Leser ist. Der liebe jüngere Le-
ser wird den Kopf schütteln und sich den-
ken: Was ist denn das? Das klingt ja
furchtbar spießig und verzopft. Der liebe
jüngere Leser wird nun vielleicht sogar
erwägen, die Lektüre dieses Beitrags ab-
zubrechen, dies aber wäre ein Fehler.
Denn: Schlechte Laune bringt Verdruss,
Weiterlesen Hochgenuss!

In den Journalen sind jetzt Anzeigen-
seiten der ruhmreichen bayerischen Mol-
kerei Weihenstephan erschienen („1000
Jahre Tradition“), die den Leser und Be-
trachter ganz sonderbar berühren und be-
sänftigen. Das liegt einerseits natürlich
am magischen Farbenspiel des Inserates
(tiefblauer Himmel mit weißem Wölk-
chen), andererseits aber am Slogan, mit
dem für das Produkt, die „Alpenmilch
haltbar, 1.5 Prozent fettarm“ geworben
wird: „Einfach gießen und genießen!“
Wer diesen kurzen Reim liest, der kriegt
ihn so schnell nicht wieder aus dem
Kopf. Und nach einer Weile weiß er auch
den Grund hierfür: Der Slogan „Einfach
gießen und genießen!“ ist zumindest für
den reiferen Betrachter eine Zeitreise
rückwärts, zwar nicht 1000 Jahre weit,
aber gewiss in seine Kinder- und Jüng-
lingsjahre in der deutschen Nachkriegs-
zeit, als die Slogans noch schöne, ordent-
liche Endreime hatten, als die Werbe-
sprüche noch wahre Zaubersprüche wa-
ren. „Im Falle eines Falles / Klebt Uhu
wirklich alles.“ Das Verslein erfreut uns
heute wie damals, während man beim al-
ten Zigarettenslogan „Rauche! Staune!
Gute Laune!“ mittlerweile doch eher ins
Grübeln und Hüsteln kommt. Wo aber
die Klassiker sind, da sind auch die Paro-
disten und Satiriker nicht weit, und also
versuchten sich die klugen Kinder da-
mals selber als Werbetexter, mit durch-
aus beachtlichen Ergebnissen: „NSU –
kaputt im Nu!“ Und nicht immer wusste
man in all dem kindlichen Gereime, was
Original war und was Fälschung, zum
Beispiel in diesem literarischen Fall: „So
nötig wie die Braut zur Trauung / Ist Bull-
richsalz für die Verdauung“.

Es wäre hochbegrüßenswert, wenn der
angeblich altbackene Paarreim in der
Werbewelt ein furioses Comeback feiern
würde. Es dominieren dortselbst ja seit
Jahren die berühmten und berüchtigten,
die kurzen und gehämmerten Parolen,
mit ihrer plumpen, martialischen Stab-
reimmusik: Ich bin doch nicht blöd, und
Geiz ist geil. Die öde Botschaft dabei ist
immer dieselbe: Kaufen ist Kampf. Jeder
Endreim hingegen, wie einfältig oder fett-
arm auch immer, bringt ein Stück Harmo-
nie in die Welt. Hart ist das Leben, heiter
die Kunst. Deshalb: Einfach gießen und
genießen! Und immer daran denken:
Milch ist ein ganz besonderer Saft.

Nach dem Luftangriff im Norden Afghanistans

Scharfe Kritik an der Bundeswehr
EU-Partner gehen auf Distanz, Merkel sagt Aufklärung zu / Regierung dementiert Bericht über mehr als 100 Tote

Segen von
ganz oben

„Union ignoriert Völkerrecht“
Amnesty International verurteilt Ausländer-Politik scharf

Kompromiss bei Banker-Boni
G 20 wollen strengere Regeln, aber keine Obergrenzen
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